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PRX~IDENTLlNFERENZ DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN ÖSTERREICHS 
! 
I 

A.Z.: R-78~& 
Betreff: 

Wien 1.. Löwe1straße 12 
Postfach 124 1014 Wien 

Telefon 63 07 41, 63 77 31 Fernschreiber 13/5451 

Es wird ersucht, bei Antwortschreiben das 
Aktenzeichen anzugeben. 

Zum Schreiben vom ......................... . 

A. Z.: ........................................... . 

An das 
Präsidium des Nationalrates 
Parlament 

1010 Wien 

'1.­. " 

Betreff: Entwurf eines Abgabenänderungs­
gesetzes 1985 

Wien, am .~.?~ ... $.~I?.t ..... ::1.9.85 .... 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs übermittelt in der Anlage 22 Abzüge ihrer Stellungnahme 

zu dem im Betreff genannten Entwurf. 

~~retär: 

22 Beilagen 
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PKÄSIDENTENKONFERENZ 
DEI LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 

ÖSTERREICHS 

G.Z.: R-785/h 

. 9.9.1985 
Wlen,am .................................................. . 
Wien I., Löwelstraße 12, Postfach 124 1014 Wien 

Telefon 63 07 41,6377 31, Fernschreiber 13/5451 

Hetr.: Ent'll-iUrf eines Abgabenänderungs­
gesetzes 19b5 

z.~chr.v.: 10.7.1985 (eingelangt 17./.) 
Zl.~ 06 Ol02/7-IV/6/85 

An das 
Bundesministerium f~r 
.finanzen 

Himmelpfortgasse 4-8 
1015 'Wien 

Die Präsidentenkonferenz der Landvlirtschaftskammern Öster­

reichs beehrt sich, dem Bundesministerium f~r Finanzen 

zum Entwurf eines Abgabenänderungsgesetzes 1985 folgende 

Stellungnahme bekanntzugeben: 

Abschnitt I (Einkomn1ensteuergesetz 1972) Art I: 

Zu Z 4 (~ le Abs 1 Z 8)~ 

Die ßinbeziehung junger Aktien in die Reihe der Sonderaus­

gaben einschließlich der Steuerfreiheit der daraus erzielten 

Erträge wird begr~ßt. Das gleiche gilt auch f~r die Einf~h­

rung des halben Steuersatzes f~r offene Aussch~ttungen 

von Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung. 

Jedoch muß darauf hingewiesen werden. daß auf diese Weise 

nur Bezieher höherer Einkommen steuerersparnisse durch 

längerfristige bindung von Kapital erzielen können, während 

die l"'tasse der rni ttleren und kleinen Einkommensbezieher 

weiterhin voll von der Progression des Einkommensteuertari­

fes bei jeder Lohn- oder Einkommenserhöhung er faßt ,;"erden, 
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da schon seit Jahren keine ausgleichende Steuer senkung 

und keine Anhebung der ?reibetr~ge mehr erfolgt. Besonders 

auch aus diesem Grunde wird eine Erh~hung des seit 1975 

unver~nderten ~reibetrages von S 10.000,-- (§ 41 ESTG) 

im Interesse der Bauernpensionisten und Nebenerwerbsland­

wirte gefordert. 

Zu Z 5 (§ 18 Ahs 2); 

Nach t lu Abs 1 Z 3 lit b ergeben sich für die Land- und 

Forstwirte, die neue Wohnung8n errichten. insoferne große 

H~rten, als die aufgewendeten Mittel nicht als Sonderausga­

ben im Sinne des ~ 18 EStG geltend gemacht werden k~nnen. 

Hier w~re eine entsprechende Änderung vordringlich, sie 

wurde wiederholt beantragt. 

Gemäß § 18 Abs 1 Z 2 lit b des Einkommensteuergesetzes 

1972 g2h~ren zu den Sonderausgaben unter anderem Betr~ge, 

die zur Errichtung von Eigentumswohnungen oder Eigenheimen 

aufgewendet werden. 

Eigenheime im Sinne des § 18 Ahs 2 Z 3 EStG werden jedoch 

in der Praxis nur als solche anerkannt, wenn sie v~llig 

getrennt von den Wirtschaftsgeb~uden stehen und selbst 

keine der Wirtschaft dienende R~umlichkeit enthalten. Dies 

wird dann nicht mehr angenommen, wenn das Wirtschaftsgebäude 

an das Haus angebaut wird und ein gemeinsames Dach mit 

dem Wohngebäude bestitzt. Wenn anläßlich der Erneuerung 

von Bauernh~fen das ~ohnhaus des Hofes (als Einfamilienhaus) 

getrennt vorn Wirtschaftsgebäude errichtet wird, k~nnen 

die get~tigten Aufwendungen als Sonderausgaben geltend 

gemacht werden. Da aber in den allermeisten F~llen eine 

getrennte Errichtung der Wohngebäude von den Wirtschaftsge­

bäuden aus räumlichen Gründen nicht m~glich ist, k~nnen 

die Land- und Forstwirte in den meisten Fällen die getätig­

ten Aufwendungen für die Neuerrichtung von Wohnraum nicht 

als Sonderausgaben gemäß § 18 des EStG geltend machen. 
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Dadurch ergibt sich für den Bereich der Land- und Forst­

wirtschaft eine steuerliche SchlechtersteIlung. 

Wie bekannt, ist auch aus bau- oder raumordnungsrechtlichen 

Gründen eine v~llige Trennung zwischen Wohn- und Wirt­

schaftsgeb~ude eines Bauernhofes oft gar nicht zul~ssig. 

Aber selbst wenn eine Trennung zwischen Wohnhaus und Wirt­

schaftsgeb~ude rechtlich m~glich wäre, ist ein Abweichen 

von bew~hrten und ortstypischen Bauweisen aus steuerlichen 

Gründen ein nicht wünschenswerter Zustand. 

Wenn eine Berücksichtigung der aufgezeigten Umst~nde trotz 

wiederholter Antr~ge nicht m~glich erscheint, dann müßte 

der Eigenheimbegriff ge~ndert werden und die Zweidrittel­

bestimmung w~re ersatzlos zu streichen. Zur Orientierung 

könnte das Wohnbauf~rderungsgesetz herangezogen werden. 

Zu Z 6 (§ 18 Abs 4): 

Eine Nachversteuerung bis zu 60 % trifft jene Steuerpflich­

tigen unverh~ltnisrn~ßig hart, die nur über ein mittleres 

Einkommen verfügen und deren Steuerersparnis daher bei der 

Anschaffung junger Aktien oder Genußscheine unter dem Nach­

versteuerungssatz gelegen ist. Die H~he der Nachversteuerung 

sollte individuell an der H~he des im Zeitpunkt der 

Anschaffung der Genußscheine oder der jungen Aktien ange­

\vendeten Grenzsteuersatzes orientiert werden. 

Zu § 41: 

Im Interesse der land- und forstwirtschaftlichen Nebener­

werbsbetriebe und der Hauernpensionisten sollte der im 

§ 42 Abs 1 Z 3 vorgesehene Freibetrag in H~he von 10.000 S 

angehoben werderi. Es wird darauf verwiesen, daß dieser 

~reibetrag letztmalig durch die Einko~aensteuergesetznovelle 

1974 von 7.000 auf 10.000 S erh~ht wurde (ab 1.1.1975). 
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Zu §Si 41 und 47: 

Schon zu den Abgabenänderungsgesetzen 1983 und 1984 hat 

die Pr~sidentenkonferenz den Antrag wiederholt, eine 

Ungleichbehandlung der Grenzgänger vor allem dadurch abzu­

stellen, daß ihnen der Freibetrag gemäß 0 41 Abs 1 Z 1 

von derzeit 10.000 S zugestanden wird. Die Nichtzuerkennung 

dieses Breibetrages wird von Grenzgängern, die Nebener­

werbslandwirte sind, als besonders nachteilig emfunden. 

Abschnitt 111 (Umsatzsteuergesetz 1972) Art I: 

Zu ~j 10 ~ 

~olgende Steuersatz-Anträge werden wiederholt: 

o Halber Steuersatz f~r Dienstleistungen zum Nutzen der 

Land- und Forstwirtschaft auch bei IIeranziehung buchf~h­

render Land- und Forstwirte und Gewerbetreibender im ~ah­

men der ~berbetrieblichen ~usammenarbeit 

o Gleichbehandlung von Wein mit allen anderen landwirt­

schaftlichen Produkten (ermäßigter Steuersatz) ohne R~ck­

sicht auf Vertriebsform (Buschenschank) oder Betriebsgr~ße 

(über 300.000 S Einheitswert) 

o Halber Steuersatz f~r Handelsd~nger und Torf. 

Zu Si 12 Abs 10 und. ll~ 

Nach Ansicht der Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­

kammern ist bei der Umsatzsteuer zumindest ein erleichterter 

Übergang von einer beantragten Regelbesteuerung zur pau­

schalen Besteuerung sehr w~nschenswert. weil aufgrund der 

einschränkenden Bestimmungen des S' 12 Abs 10 und 11 UStG 

f~r pauschalierte Landwirte derzeit kaum mehr eine Regel­

besteuerung beantragt werden kann. 
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Für den Fall, daß diesem Antrag nicht entsprochen wird, 

müßte wenigstens beim Übergang von S 22 zur Regelbesteuerung 

die Vorsteuer, die im Pauschalierungszeitraum angefallen 

ist, anteilsm~ßig erstattet werden. Diese Forderung 

entspricht einem Gebot der Billigkeit, da ja umgekehrt 

beim Übergang zur besteuerung nach § 22 erhaltene Vorsteuern 

zurückgezahlt werden müssen. 

Zu § 12 Abs 13: 

Hiezu wird eine Gleichziehung des Personenkreises mit 

§ 14 Abs 1 Z 1 lit a Grunderwerbsteuergesetz beantragt. Der 

Ausschluß von Wahlkindern und Schwiegerkindern erscheint 

nicht gerechtfertigt und dürfte auf ein Versehen zurückzu­

führen sein. 

Zu Z 4 (§ 21 Ahs 5)~ 

Der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes entsprechend 

wird die B~lligkeit einer mit Veranlagungsbescheid festge­

stellten Restschuld mit der betreffenden Vorauszahlungsf~l­

ligkeit, also gegebenenfalls über mehr als ein Jahr zurück­

reichend, festgesetzt. Dies wird in solchen F~llen nicht 

unbeachtliche Abgabenerhöhungen durch S~unlniszuschl~ge 

zur Folge haben. Andererseits wird in Z 4 vorgeschlagen, 

einen Unterschiedsbetrag zugunsten des Unternehmers erst 

ab Bekanntgabe des Bescheides als Gutschrift zu behandeln. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung wird entweder der Entfall 

des Säumniszuschlages oder die rückwirkende Geltung auch 

der Gutschrift und ihre Verzinsung in Höhe des Säumnis­

zuschlages verlangt. 
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Zu § 21 Abs 6: 

Beantragt wird neuerlich die Erhöhung der seit 1973 gelten­

den Umsatzgrenze f~r Kleinstunternehmer bis zu der keine 

Steuererkl~rung abgegeben und keine Steuer abgef~hrt werden 

muß, von 40.000 Schilling auf 60.000 Schilling wegen der 

Bedeutung f~r land- und forstwirtschaftliche Nebenerwerbe. 

Abschnitt IV (Alkoholabgabegesetz 1973)~ 

Die Pr~sidentenkonferenz tritt seit jeher daf~r ein, daß im 

Interesse der notwendigen steuerentlastung f~r Wein die 

ursprünglich befristet eingeführte Alkoholabgabe endlich 

zur G~nze oder wenigstens für Wein, allenfalls für Wein in 

der Erzeugerstufe (beim Weinhauer), aufgehoben wird. 

Diese ~orderungen waren auch Gegenstand der Beratungen über 

ein Weingesetz 1985 in der Zeit vom 29. Juli bis 29. August 

d.J. Auch der zu ~ 10 UStG zu Abschnitt 111 vorgebrachte 

Antrag (ermäßigter steuersatz für alle Weinbaubetriebe) 

verfolgt die steuerentlastung von Wein. Als Alternative zu 

einer Abschaffung der Alkoholabgabe für Nein wird auch auf 

~ie Zweckbindung eines Teiles des Aufkommens zur gesetz­

lich fixierten Pinanzierung des Weinwirtschaftsfonds hinge­

wiesen; auch dieses Anliegen war anl~ßlich der Weingesetz­

Verhandlungen Beratungsgegenstand. 

Abschnitt V (Investitionsprämiengesetz): 

Auch die erhöhte Investitionsprämie sollte im Interesse 

weiterer erforderlicher Investitionen verlängert werden. 
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Abschnitt VI (Bewertungsgesetz): 

Zu § 30: 

Im ~ 30 P.bs 8 sollte der Vieheinheitenschlüssel für Jung­

masthühner von 0,002 VE auf 0,0015 VE ge~ndert werden. 

Da die durchschnittlichen Schlachtgewichte bei Jungmasthüh­

nern in den letzten Jahren stark gesunken sind, der ~utter­

verbrauch bei leichten Masthühnern ein wesentlich geringerer 

als bei schweren Tieren ist, erscheint eine Änderung des 

Vieheinheitenschlüssels für Jungmasthühner gerechtfertigt. 

Die Junghennenaufzucht wurde in den letzten zehn Jahren 

wesentlich spezialisiert und weitgehend von der Legehennen­

haltung getrennt. Da im Bewertungsgesetz die Nachzucht 

bei der Bewertung der Legehennen inbegriffen ist, werden 

bei Zukauf der ,Junghennen diese zweimal erfa.ßt und be­

steuert. Wir erachten es daher für notwendig, die Legehennen 

bei Junghennenzukauf mit 0,02 - 0,002 = 0,018 in den 

Schlüssel aufzunehmen. 

Um der immer h~ufiger auftretenden Problematik der Bewertung 

von Kaninchen zu begegnen, w~re eine AufnahJr.e dieser Tierart 

mit dem in der Bundesrepublik Deutschland zur Anwendung 

gelangenden Umrechnungsschlüssel 

Zuchtkaninchen 

Angorakaninchen 

Ivlastkaninchen 

unbedingt notwendig. 

Zu § 70~ 

0,025 VE 

0,025 VE 

0,0025 VE 

Im § 70 des Bewertungsgesetzes sollte eine Regelung aufge­

nommen werden, daß VJeinvorr~te, die aus Ernten stammen, 

die l~nger als zwei Jahre zurückliegen, nicht zum sonstigen 
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Vermögen zählen. 

Gemäß ~ 48 Abs 3 des Bewertungsgesetzes 1955 gehören zum 

normalen Bestand an umlaufenden Betriebsmitteln auch die 

Weinvorräge, die aus der Ernte der letzten zwei Jahre stam­

men. Es ist zu bemerken, daß es sich da.bei nicht um eine 

durchschnittliche Weinmenge handelt, die der Ernte zweier 

JahrG entspricht, sondern um die in den letzten zwei Jahren 

tatsächlich gmlOnnene \,;Jeinmenge. ifJeinvorräte aus früheren 

Jahren gehören dagegen grundsätzlich zum sonstigen Vermögen 

und werden von der Vermögensteuer erfaßt. 

Um diese Steuermehrbelastung für die ohnehin schon steuer­

lich überbelasteten Weinbaubetriebe abzuwenden, müßte der 

§ 70 Bewertungsgesetz in der aufgezeigten Form geändert 

werden. 

Zu § ~/6~ 

Mei der Ermittlung des Wertes des Gesamtvermögens ist der 

Einheitswert für Einfamilienhäuser im Sinne des § 54 Abs 1 

Z 4 um einen Betrag von höchstens 100.000 S zu kürzen. 

Da landwirtschaftliche Wohngebäude, wenn sie den Betrag 

von 30.000 S übersteigen, gemäß § 33 Abs 2 als sonstiges 

bebautes Grundstiick gemälj ~~ 54 Abs 1 Z 5 gelten, kommt 

für sie der ~reibetrag von 100.000 S nicht zur Anwendung. 

Um dieser ungerechten :benachteiligung zu begegnen" wäre 

der S 76 Abs 3 2. Satz wie folgt zu formulieren: 

"Die Einheitswerte bZ\',T. Einhei tS'i.vertanteile von Einf ami­

lienhäusern im Sinne des ~ 54 Ahs 1 Z 4 und der den Betrag 

von 30.000 S übersteigende Teil des Wohnungswertes gemäß 

~ 33 Z 2 sind um einen Betrag von h~chstens 100.000 S bzw. 

um den dem Anteil entsprechenden Teilbetrag von 100.000 S 

zu kürzen." 
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Abschnitt IX (Grunderwerbsteuergesetz): 

Das land:wirtschaftliche ~Johngebäude wird als sontiges be­

bautes Grundst~ck bewertet und fällt daher nicht unter 

die beg~nstigung des 8 10 Abs 1 Z 2 Grunderwerbsteuergesetz. 

Dies f~hrt zu einer erheblichen zus~tzlichen Belastung 

mit Grunderwerbsteuer bei der bäuerlichen Hof~bergabe, 

obwohl ja nur ein gesarn.ter einheitlicher landwirtschaft­

licher ~etrieb ~bergeben wird, f~r den die Beg~nstigung 

nQch ~ 10 Abs 2 Z 2 Grunderwerbsteuergesetz im vollen Ausmaß 

gedacht ist. Bei der bäuerlichen nofübergabe sollte daher 

der gesamte lan6- und forstvlirtschaftliche Betrieb ein­

schließlich d.es HOhngeDäudes begünstigt behandelt werden 

und aie Gruriderwcrbsteuer einheitlich mit 2 % von den je­

weiliger. Sinhei tSWl.'rten berechnet werden. An die Hof~ber­

nehmer-ßnquete im Dundesministerium für Land- und i'''orst­

wirtschaft (Herbst 19Ü3/Fr~hjahr 1984) wird besonders erin-

nert. 

Abschnit·t X (bund(~sabgabenordnung ).-:. 

Nach deIll Entwurf des neuen § 303 Abs 5 soll die Gewinnung 

eines zusammenfassenden Überblicks ~ber einen mehrjährigen 

ZeitraUIn unter gewissen Voraussetzungen als neu hervorgekom­

menes bm·.Jeisnlittel gelten und somit eine 'il1ederaufnahme 

des Verfahrens ermöglichen. 

Dü; Einf~hrung des geplanten ~ 303 Abs 5 DAO wird abgelehnt. 

Die im Erkenntnis vom 27.2.1985 zi·tierte f',jöglichkeit, mit 

vorläufigem Hescheid vorzugehen, ist f~r die Abgabepflich­

tigen insofern g~nstj.ger. als damit signalisiert wird, 

daß die Angelegenheit noch nicht endg~ltig erledigt ist. 

Verstärkte .Rechtsunsicherhei t tritt inu!.1er dann auf, wenn 

endg~ltige Abgabenbescheide wieder aufgehoben werden können. 

Das in den erläuternden Bemerkungen gebrachte Argument 

der Verwaltungsvereinfachung ist bei den vorhandenen Hög-
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lichkeiten einer automatischen Bescheidausfertigung nur 

mehr zum Teil zutreffend. Der Wert einer klareren Rechtssi­

tuation ist höher anzusetzen als ein geringfi~giger Verwal­

tungsmehraufwand. 

Di2 J?rage der Einordnung als "Liebhaberei '1 spielt auch 

im Bereich der Land- und Forstwirtschaft eine gewisse und 

angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung wie auch der 

möglichen forstlichen Schadensentvicklung befürchtetermaßen 

zunehmende :Rolle. l\fur in verhältnismäßig ~,/enigen und einfach 

beurteilbaren .r.'ällen erscheint die Zuordnung eindeutig 

und klar. In der überwiegenden ~ahl der Fälle handelt es 

sich um c.as Bemühen, itJenigstens längerfristig eine ertrag­

bringende Wirtschaftsführung zu erreichen und oft 

um ein ::;chei tern di.'2ser bemühungen aus \Tom Betriebsinhaber 

nicht beeinflußbaren Gründen (Preisgestaltung, Nachfrage­

rückgänge, Schadeinflüsse). In den im Entwurf gedachten 

Bällen der Unklarheit der weiteren Entwicklung - also prin­

zipiell des Bemühens um späterhin ertragbringende Bewirt­

schaftung - erscheint es existenzbedrohend und in äUßerstem 

Maße unbillig, weit zurückreichende Zeiträume aufzurollen 

und dann unter Umständen hohe Steuerforderungen zu stellen. 

Der genannte "It1chrjährige Zeitraum') ist auch nicht begrenzt 

und wurde unter Umständen eine Wiederaufnahme des Verfahrens 

auch nach 10 oder 20 "-;a.hren möglich machen. Die Bestimmung 

würd(~ auch vorgela.gerte bescheide rni t der Unge-Iißhei t der 

steuerlichen beurteilung belasten. 

Es ist zu fordern, Gaß in ZvJeifelsfällen die 1ivirksamkeit 

der ~eststellung des Vorliegens von Liebhaberei erst mit 

jenem Veranlagungs zeitraum beginnt, in dem der diesbezüg­

liche ~eststellungbescheid rechtswirksam wurde. 

I . 
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Das Gutachten des Österreichischen Raiffeisenverbandes be­

handelt den geschlossenen Bereich der Besteuerung der Er­

werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. Um die geschlossene 

Darstellung ungeteilt zu erhalten, erklärt die Präsidenten­

konferenz dieses Gutachten vollinhaltlich zum Inhalt ihrer 

Stellungnahme; das Gutachten ist angeschlossen. 

Das Präsidium des Nationalrates wird von dieser Stellung­

nahme samt Beilage durch Übersendung von 22 Abzügen in 

Kenntnis gesetzt. 

Der Präsident: Der Generalsekretär: 

1 Beilage 
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OSTERREICHISCHER RAlFFElSENVERBAND 
HOLLANOST~ASSE 2, 1020 WIEN· TEL. 26 36-0' TELEX 11-6769 

Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern 
Österreichs 

Löwe 1 s t ra ße 1 2 
1014 Wien 

Dkfm.H/fu/4386 

Entwurf eines Abgabenänderungsgesetzes 1985 

Tag 

14. 8. 1985 

Zu dem uns übersandten Entwurf des oben bezeichneten 

Gesetzes nehmen wir wie folgt Stellung: 

A) Besteuerung der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

Auch dieser Entwurf beläßt es nicht nur bei der steuer­

lichen Diskrimminierung der Erwerbs- und Wirtschaftsgenos­

c:;en~chaftf'n. ~;r. GeiZeHl:>;il G;c t~;rd dles'~ •. orh fiurdl rlac; 

Halbsatzverfahren verstärkt. Zum Halbsatzverfahren ver­

weisen wir auf unsere Ausführung zu Abschnitt I Art I Z 9 

dieser Stellungnahme. Wie dort erwähnt sind jedoch zur 

Entdiskrimminierung beim Halbsatzverfahren noch zwei 

Begleitmaßnahmen auf dem Gebiete des Körperschaftsteuer­

satzes notwendig: 

1) U:-:: für Geschäfts3nteile"erzinSlln~en (= Dividenden) der 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften die wirt­

schaftliche Doppelbesteuerung mit Hilfe des Halbsatz­

verfahrens zu beseitigen oder wenigstens zu mildern, 

ist es neben der rechstformneutralen Gestaltung des 
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Halbsatzverfahrens notwendig, diese AusschUttung eben­

falls wie bp.i den Kapitalgesellschaften nur mit dem 

halben Körperschaftsteuersatz zu belegen. Dieser Forde­

rung hat sich bereits die UK 11 der Steuerreformkom­

mission in ihrer ersten Sitzungsphase angeschlossen. 

Siehe hiezu Helige, Dokumentation zur Steuerreformkom­

mission, Wien 1980, S 55. Es heißt dort: 

"Der gespaltene Steuersatz sollte auch Kreditgenossen­

schaften und Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 
die der Gewerbeordnung unterliegen, zugebilligt werden. 

Begründung: 

Die den Bestimmungen der Gewerbeordnung unterliegenden 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie Kredit­

genossenschaften sind hinsichtlich Organschaft und 

Schachtelprivileg den Kapitalgesellschaften gleichge­
stellt. Der gespaltene Körperschaftsteuersatz auf Aus­

schüttungen steht ihnen jedoch nicht zu. Diese un­

gleiche Behandlung gegenüber den Kapitalgesellschaften, 
ln 

die wirtschaftlich/keiner Weise gerechtfertigt ist, 

wäre zu beseitigen." 

Auch Stoll-ranzer, Die Gewinnbesteuerung der Erwerbs­

und Wirtschaftsgenossenschaften, Wien 1985, Seite 83, 
äußern sich in diesem Sinne: 

"Nicht übersehen werden darf dabei, daß der auch wirt­
schaftspolitisch wohl einzig richtige Weg in der kör­

perschaftsteuerlichen Behandlung der Kreditgenossen­

schaften - wie auch aller übrigen Genossenschaften -

darin bestünde, Gewinne aus dem Nichtmitgliedergeschäft 

und Anteilsdividenden zum halben Steuersatz belastet 

ausschütten zu lassen (insofern Gleichstellung mit den 

Kapitalgesellschaften); ... " 
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2) Das geplante Halbsatzverfahren beschränkt sich nur auf 

physische Personen als Empfänger der GewinnausschOt­

tung. Körperschaftsteuerpflichtige Gesellschafter wer­

den hingegen vom Halbsatzverfahren nicht erfaßt. Wenn 

derartige Gesellschafter nicht im Genuß der Regelung 

des S 10 KStG - "Schachtelregelung" - stehen, wird der 

Zweck, nämlich die Beseitigung der wirtschaftlichen 

Doppelbesteuerung, nicht erreicht. Es ist daher S 10 

KStG dahingehend zu ändern, daß die dort derzeit vor­

gesehene Mindestbeteiligung wegfällt und somit die auf 

jede Beteiligung - ohne ROcksicht auf deren Höhe - ent­

fallenden Gewinnanteile bei Ermittlung des köperschaft­

steuerpflichtigen Gewinnes außer Ansatz bleiben. Die 

derzeitige Mindestbeteiligung stellt eine völlig will­

kOrliche Regelung dar und ist durch nichts zu begrOn­

den. Eine derartige Erweiterung der Schachtelregelung 

ist fOr den Bereich der Erwerbs- und Wirtschaftsgenos­

senschaften von größter Bedeutung. Die Genossenschafts­

verbände, es handelt sich dabei um Bundesländer- oder 

gesamtstaatliche ZusammenschlOsse von Genossenschafts­

sparten, z. B. Zentralkassen, Warenverbände, etc., 

haben jeweils eine Vielzahl von körperschaftsteuer­

pflichtigen Mitgliedprn, z. B. Verband ländlicher Ge-

nos~~nscha:T~n in ~lede~dsterrei~n iU~ MItglIeder, 

Raiffeisenlandesbank Niederösterreich-Wien 893 Mitglie­

der, sodaß die derzeitige Schachtel regelung des S 10 

KStG nicht anwendbar ist und Geschäftsanteilverzin­

sungen, die derartige Verbände gewähren, bei ihren Mit­

gliedern (= Genossenschaften) steuerpflichtig wären. 

Wie Stoll-Tanzer, Die Gewinnbesteurung der Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften, Oberzeugend nachgewiesen 

haben, ist der Bilanzgewinn einer Genossenschaft in den 

Uberschuß aus dem Mitgliedergeschäft und dem eigent­

lichen Gewinn aus Nichtmitgliedergeschäft zu teilen. 

Nur 1.~t~terer stellt in betriebswi~tschaftlicher und 
steuerlicher Hinsicht einen echten Gewinn dar. 
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Dies hat zur Folge: Der von den Genossenschaften er­

zielte Uberschuß ist somit mit dem Gewinn erwerbswirt­

schaftlicher Unternehmen wirtschaftlich nicht ver­

gleichbar. Das Motiv des Zusammenschlusses ist im Ge­

nossenschaftswesen nicht die Kapitalanhäufung und die 

Haftungsbeschränkung, sondern die Förderung von Einzel­

wirtschaften und Haushalten. Im Gegensatz zu den Kapi­

talgesellschaften ist der wirtschaftliche Erfolg, den 

die Genossenschaft anstrebt, nicht auf maximale Rendite 

des angelegten Kapitals gerichtet, sondern auf die Be­

friedigung haushalts- oder erwerbswirtschaftlicher Be­

dürfnisse der Mitglieder. Die Genossenschaft stellt 

somit ein Hilfsunternehmen der Mitglieder dar. Dies 

gilt vor allem für Bezugs- und Absatzgenossenschaften 

sowie Verwertungsgenossenschaften. 

Diesem Grundsatz des Genossenschaftsgedankens kann vor 

allem durch die Gewährung von Warenrückvergütungen ent­
sprochen werden. 

Da die Genossenschaft in das Korsett der Körperschaft­

steuer gepreßt wurde, ergeben sich dauernd Schwierig­

keiten bezüglich verdeckter Gewinnausschüttungen, da 

schäftspartner zu den Grundprinzipien der genossen­

schaftlichen Wirtschaftsform gehört. Diese Schwierig­

keiten lassen sich dadurch, daß Warenrückvergütungen in 

einem beschränkten Ausmaß als abzugfähige Betriebsaus­

gaben zugelassen werden, weitestgehend lösen. In Anleh­

nung an die gut bewährte Rabattlösung der Verbraucher­

genossenschaften wird daher beantragt, eine auf 3 % des 

Mitglied€rumsatzes begrenzte Warenrückvergütung zu ge­
währen. 
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B) Stellungnahme zu einzelnen Punkten des Entwurfes 

Abschn. I Art I Z 3 es 7 Abs 5 EStG) 

Diese begrUßenswerte Maßnahme muß durch eine Übergangsre­

gelung fUr bereits vor dem 31. Dezember 1985 angeschaff­

te oder hergestellte Fahrzeuge ergänzt werden. 

Gemäß der Bestimmung von Art 11 Z 2 mUßten vor dem oben 
genannten Stichtag angeschaffte oder hergestellte Fahr­

zeuge auf 7 Jahre abgeschrieben werden, während später an­

geschaffte oder hergestellte Fahrzeuge in 5 Jahren ab­

schreibbar wären. Dies wäre eine unbillige SchlechtersteI­

lung der "alten" Fahrzeuge und würde auch einen Investi­

tionsstau vor dem ins Auge gefaßten Stichtag bewirken. Im 

übrigen sei noch darauf hinzuweisen, daß bisher bei --allen 

Änderungen der steuerlichen Behandlung von Personenkraft­

wagen entsprechende Ubergangsb'estimmungen vorgesehen waren. 

Abschn. I Art I Z 5 eS18 Abs 2 EStG) 

In der neuen Fassung von S 18 Abs 2 Z 4 lit b EStG sollen 

junge Aktien nur dann begünstigt werden, wenn sie unter 

werden, in dem die Eintragung der Gründung oder Kapitaler­

höhung in das Handelsregister erfolgte. Dies wUrde be­

deuten, daß bei der maßgeblichen Eintragung zu Anfang 

Dezember nur 1 Monat für die Abwicklung der Emmission 

bleibt, während bei Eintragung im Jänner hiefür fast 12 
Monate zur Verfügung stehen. Es wäre daher angebracht, die 

Frist mit ein Jahr oder 12 Monaten nach der Eintragung der 
Gründung bzw Kapitalerhöhung festzulegen. 

Gemäß S 18 Abs 2 Z 4 lit c EStG in der vorgeschlagenen 

Fassung sollen die Begünstigungen für junge Aktien auf 

jene Aktiengesellschaften beschränkt werden, deren Unter­
nehmensschwerpunkt die industrielle Herstellung körper­

licher WirtschaftsgUter ist. Es bleibt daher die "Produk­
tion" geistiger, immaterieller GUter von der Förderung 
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ausgeschlossen, obwohl gerade diese für ein kleines Land 

wie Österreich, das schwer industrielle Großserien produ­

zieren kann, insbesondere für den Export von großer Bedeu­

tung sind. Auch "Produzenten" immaterieller Güter wie 

Engeneeringbüros, Forschungsgesellschaften etc. arbeiten 

zum Teil mit erheblichen Kapitaleinsätzen fUr z. B. Labor­

einrichtungen, EDV-Anlagen etc .. Darüber hinaus müssen 

Forschungs- und Entwicklungsprojekte oft für lange Zeit­

räume vorfinanziert werden, wofür wegen des großen Risikos 

Eigenkapital eingesetzt werden muß. 

Abschn I Art I Z 9 (S37 Abs 4 EStG) 

Die Beschränkung des Halbsatzverfahrens auf Kapitalgesell­

schaften ist abzulehnen. Aus Gründen der gleichmäßigen Be­

handlung der Gewinnausschüttungen aller ausschüttungsfä­

higen Körperschaften, ist die mit dem Halbsatzverfahren 

beabsichtigte Neuregelung aucH auf Geschäftsanteilsverzin­

sungen (entsprechend den Dividenden der Kapitalgesell­
schaften) von Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften zu 

erweitern. 

Argumente, wie Förderung des Kapitalmarkte~ und der Börse, 

seIlschaften nämlich ca. 40 von rund 500 bestehenden Akti­

engesellschaften, an der Wiener Börse notiert, von den ca. 
30.000 Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die an der 

Börse überhaupt nicht eingeführt werden können, ganz zu 
schweigen. Warum sollen ausschüttungsfähige und auch aus­

schüttungswillige Unternehmungen in die Rechtsform der Ak­
tiengesellschaft und Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

gedrängt werden? Es ist daher nicht einzusehen, warum die 

ca. 2.800 Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, die 

eine breite Streuung des Geschäftsanteilekapitals aufweisen 

und damit "Volksaktiengesellschaften" darstellen, vom Halb­

satzverfahren ausgeschlossen werden sollen. 
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Als Begleitmaßnahme zur EinfUhrung des Halbsatzverfahren, 

ist wie schon unter A) erwähnt, die Mindestbeteiligung in 

der derzeitigen Schachtel regelung des § 10 KStG zu besei­

tigen und den Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften der 

gespaltene Körperschaftsteuersatz zu gewähren. BezUglich 

der BegrUndung für diese Begleitmaßnamen verweisen wir auf 

die Ausftihrung am Beginn dieses Schreibens. 

Abschn 111 Art I Z 2 es 12 Abs 14 KStG) 

In der Neuregelung der umsatzsteuerlichen Behandlung von 

GrundstUcksumsätzen wird eine zivilrechtliche Bestimmung 

tiber den Vorteils- bzw. Nachteilsausgleich, der durch die 

neu zu schaffende Gesetzesbestimmung eintritt, vermißt. Bei 

Abschluß eines Kaufvertrages bzw. Einigung über den Kauf­

preis vor dem 31. Dezember 1985 und "Lieferung" des 'Grund­

stUckes danach, kommt es bei Uberwälzung der Vorsteuer, je 

nach dem,ob der ursprtinglich vereinbarte Kaufpreis von die­

sem entlastet wurde, oder ob die Vorsteuer auf den verein­

barten Kaufpreis aufgeschlagen wurde, zu verschiedenen Net­

toerlösen des Verkäufers und Anschaffungskosten des Käu­
fers. Es ist daher eine zivilrechtliche Ubergangsregelung 

im Sinne, wie sie seinerzeit bei Einfßhrung des Mehrwert-
stcuersystemc: in ~ih~m !E)'~führung'Sg;.;~et~ geschaffen wurde, 

notwendig. 

Abschn. XII (Sonderabgaben von Kreditunternehmungen) 

Die mit dem Ziel einer Eindämmung der expansiven Filial­
politik der Kreditunternehmungen eingefUhrte Bankensonder­

abgabe erschwert die Verbesserung der Eigenkapitalsituation 

durch RUcklagenbildung und benachteiligt im besonderen die 

Genossenschaftsbanken insofern noch mehr als den tibrigen 

Kreditapparat, als rund 80 % aller Raiffeisenbanken vom 

Höchstsatz getroffen werden. Postsparkasse und Konsumbank 

haben pro Betriebsstätte nur 10.000,-- Schilling zu ent­

richten, während jede kleIne Raiffeisenkasse pro Betriebs­

stätte 100.000,-- Schilling bezahlen muß. 
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Die Raiffeisen-Geldorganisation fordert das Auslaufen der 

Bankensonderabgabe mit Ende des Jahres 1985, wie dies im 

Gesetz vorgesehen ist. Sollte es zu einer Verlängerung 

kommen, müßte die Bankensonderabgabe jedenfalls wettbe­

werbsneutral gestaltet werden. Das Ziel, einer übermäßigen 

Zweigstellengründung entgegenzuwirken, könnte also nur er­

reicht werden, wenn für alle Betriebsstätten gleiche Sätze 
zur Anwendung kämen. 

Hochachtungsvoll 

ÖSTERREICHISCHER RAlFFElSENVERBAND 
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